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1.0 Vorbemerkung 

 

1.1 Landes - und regionalplanerische Einordnung; Ziele der Raumordnung 

Die Gemeinde Vechelde liegt im Städtedreieck Braunschweig, Peine, Salzgitter un-
mittelbar westlich von Braunschweig im Landkreis Peine. Die Entfernung zum Ober-
zentrum Braunschweig beträgt rd. 7 km; zur mittelzentralen Kreisstadt Peine sind es 
rd. 10 km. 

Die aus den 17 Gemeindeteilen Alvesse, Bettmar, Bodenstedt, Denstorf, Fürstenau, 
Groß Gleidingen, Klein Gleidingen, Köchingen, Liedingen, Sierße, Sonnenberg, Vall-
stedt, Vechelade, Vechelde, Wahle, Wedtlenstedt und Wierthe bestehende Einheits-
gemeinde hat z. Zt. rd. 17.460 Einwohner auf einer Fläche von rd. 7.590 ha. Als Mit-
gliedsgemeinde des Regionalverbands Großraum Braunschweig gilt für Vechelde das 
Regionale Raumordnungsprogramm 2008 (RROP) für den Großraum Braunschweig.  

Den zentralen Siedlungs-, Arbeitsstätten- und Versorgungsschwerpunkt in der Ge-
meinde bilden die Ortschaften Vechelde und Wahle mit Vechelade an den Kreu-
zungspunkten der Bundesstraße B 1 mit der Bundesstraße B 65, der Landesstraße 
L 475 und der Bahnstrecke Hannover-Braunschweig-Berlin. Entsprechend der funkti-
onalen und städtebaulichen Verflechtungen der drei Gemeindeteile bilden sie das 
Grundzentrum (RROP) in der Gemeinde. Nach den Zielen des Landes-
Raumordnungsprogramms 2017 (LROP) haben Grundzentren die Aufgabe zentralört-
liche Einrichtungen und Angebote zur Deckung des allgemeinen täglichen Grundbe-
darfs zu sichern und zu entwickeln. Art und Umfang der zentralörtlichen Einrichtun-
gen und Angebote sind an der Nachfrage der zu versorgenden Bevölkerung und der 
Wirtschaft im Verflechtungsbereich der Zentralen Orte auszurichten. Nach den 
Grundsätzen im LROP 2017 soll die Entwicklung von Wohn- und Arbeitsstätten vor-
rangig auf die Zentralen Orte und vorhandene Siedlungsgebiete mit ausreichender 
Infrastruktur konzentriert werden.  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich zentral im Siedlungsbereich 
des Gemeindeteils Vechelde und betrifft den Bereich des Schulzentrums mit der Re-
alschule Vechelde und dem Julius-Spiegelberg-Gymnasium. Der Landkreis Peine als 
zuständiger Schulträger plant hier den weiteren Bau einer Schulsporthalle. 

Wie oben ausgeführt ist der Gemeindeteil Vechelde Teil des Grundzentrums der Ge-
meinde und mit rd. 6.090 Einwohner zugleich der größte Gemeindeteil. Neben dem 
Sitz der Gemeindeverwaltung ist der Ort Vechelde der zentrale Einzelhandelsstandort 
in der Gemeinde, wobei sich hierbei zwei Schwerpunkte herausgebildet haben; zum 
einen der historisch gewachsene Ortskern, zum anderen der Versorgungsschwer-
punkt Vechelde-Nord.  

Die Funktion des Ortes als Arbeitsstättenschwerpunkt in der Gemeinde unterstrei-
chen die Gewerbegebiete im Westen bzw. Nordwesten und Norden. Die Zentralität 
wird zudem durch ein breites Angebot an gesundheitlichen und soziale Einrichtungen, 
Dienstleistern und Personen gefestigt. Neben einer Grund- und Hauptschule beste-
hen hier die oben angesprochene Realschule und das Gymnasium sowie eine För-
derschule. 

Im geltenden RROP 2008 ist der Planbereich nachrichtlich als Siedlungsfläche dar-
gestellt. Mit Ausnahme der grundzentralen Festlegung bestehen keine weiteren Ziele 
oder Forderungen seitens des RROP. Die städtebauliche Ordnung des bebauten In-
nenbereichs des Zentralortes der Gemeinde berücksichtigt insofern die gesetzlichen 
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Vorgaben im Sinne von § 1 Abs. 4 BauGB, wonach Bauleitpläne den Zielen der 
Raumordnung anzupassen sind.  

 

1.2 Entwicklung des Plans/ Rechtslage 

Für den Plangeltungsbereich besteht der Bebauungsplan "Bildungsbereich" vom 
31.10.1975. Der Bebauungsplan überplant sowohl die Realschule und das Julius-
Spiegelberg-Gymnasium im Osten wie auch die Grundschule Vechelde im Nordwes-
ten sowie das zwischenliegende Hallenbad und die Sportflächen. Dabei unterscheidet 
der Bebauungsplan zwischen Flächen für den Gemeinbedarf und Grünflä-
chen/Sportplatz. 

Eine geringfügige Änderung im westlichen Randbereich erfuhr der Bebauungsplan 
durch den Bebauungsplan "Kurzer Kamp I + Kurzer Kamp II" aus dem Jahr 1986 eine 
1. Änderung. 

Im Süden des Planbereichs wurden Teile der Gemeinbedarfsflächen zugunsten von 
Wohngebieten umgewidmet. Der Bebauungsplan, die 2. Änderung des Plans, wurde 
neu als "Bildungsbereich II" tituliert. Der Plan erlangte mit Datum vom 30.12.2005 
Rechtskraft. 

Mitte der 2000er Jahre wurde das Schulzentrum durch den Bau einer Bibliothek und 
einer Mensa ergänzt. Hierfür musste auf Teile der Sportanlagen zurückgegriffen wer-
den. Die erforderliche 3. Änderung des Ursprungsplans wurde als "Bildungsbereich 
III" bezeichnet. Der Plan trat am 27.12.2007 in Kraft. 

Die hier vorliegende 4. Änderung des Ursprungsplans wird im Sinne der bisherigen 
Planänderungen als "Bildungsbereich IV" betitelt. Sie betrifft ausschließlich Teile der 
im Ursprungsbebauungsplan festgesetzten Grünfläche/Sportplatz. 

Ziel des Bebauungsplans ist die bauplanungsrechtliche Vorbereitung einer baulichen 
Erweiterung (Schulsporthalle) im Innenbereich von Vechelde Der Bebauungsplan 
dient insofern der Nachverdichtung im Innenbereich mit dem Ziel die schulische Infra-
struktur und die Belange des Sports zu verbessern (§ 13a Abs. 2 Nr. 3 BauGB).  

Dabei unterschreitet die zulässige Grundfläche im Sinne von § 19 Abs. 2 BauNVO 
von rd. 2.700 m² den in § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB genannten Grenzwert von 
20.000 m² deutlich. Als neue angrenzende Bebauungspläne (sachlicher, räumlicher 
und zeitlicher Zusammenhang) bestehen aktuell grobe Überlegungen für weitere bau-
liche Erweiterungen des Schulzentrums im Süden ("Bildungsbereich V"). Auch wenn 
hier größere Nachverdichtungen vorgenommen werden sollten, ist aufgrund einer 
möglichen Planänderung auf maximal rd. 13.500 m² zweifelsfrei davon auszugehen, 
dass auch bei Einrechnung dieser Grundfläche der vorgenannte Grenzwert nicht 
überschritten wird. 

Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht un-
terliegen, bereitet der Plan nicht vor. Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter ("die Erhaltungsziele 
und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Euro-
päischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes") bestehen 
wegen der zentralen umbauten Lage und des Fehlens von Natura 2000-Gebieten im 
Umfeld ebenfalls nicht. Wegen der umgebenden Wohn-, Misch- und Kerngebietsge-
bietsfestsetzungen sowie von Gemeinbedarfsflächen und Sportanlagen sind auch bei 
der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von 
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schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes nicht 
besonders zu beachten. 

Als Bebauungsplan der Innenentwicklung, der die o. g. Kriterien erfüllt, erfolgt die 
Planaufstellung nach § 13a BauGB. Gemäß § 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 i. V. m. § 13 
Abs. 3 Satz 1 BauGB wird dabei auf eine Umweltprüfung verzichtet; die Begründung 
enthält folglich auch keinen Umweltbericht im Sinne von § 2a BauGB. Unabhängig 
davon werden die erkennbar betroffenen Umweltbelange gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 
BauGB im Aufstellungsverfahren abgehandelt. 

Gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungs-
plan zu entwickeln. Die Gemeinde Vechelde besitzt einen wirksamen Flächennut-
zungsplan, der den Bebauungsplanbereich als Grünfläche/Sportplatz darstellt. 

In Bezug auf die Absicht, die Grünfläche zugunsten einer Fläche für den Gemeinbe-
darf/Schule zu ändern, greift die Gemeinde auf die gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB 
gegebene Möglichkeit zurück und wird den Flächennutzungsplan im Zuge der Berich-
tigung anpassen, so dass auch in diesem Falle dem Entwicklungsgebot entsprochen 
wird. Die Anpassung wird die durch Aufnahme einer Fläche für den Gemeinbe-
darf/Schule erfolgen. 

 

1.3 Notwendigkeit der Planaufstellung; Ziele, Zwecke und Auswirkungen des B e-
bauungsplans  

Die Aufstellung des Bebauungsplans ist notwendig, um das Raumangebot im Schul-
zentrum Vechelde mit der Realschule Vechelde und dem Julius-Spiegelberg-
Gymnasium hinsichtlich des Sportunterrichtes zu verbessern. Der Landkreis Peine 
als zuständiger Schulträger plant hier eine Erweiterung der bestehenden Schulsport-
halle durch einen Anbau (ohne Funktionsräume). Der Anbau ist auf einem Ascheplatz 
vorgesehen, der im Bebauungsplan "Bildungsbereich" als Grünfläche/Sportplatz fest-
gesetzt ist. Diese Grünflächenfestsetzung spricht gegen eine bauliche Nutzung, so 
dass hier eine Änderung des geltenden Bauplanungsrechts erforderlich ist. 

Besondere Auswirkungen auf die Umweltverhältnisse im Plangebiet oder auf die Um-
gebung bereitet der Bebauungsplan wegen der Vornutzung als Ascheplatz und der 
gleichartigen Nutzungsintention zugunsten des Sports nicht vor. 

Die Umsetzung der Bebauungsplaninhalte wirkt sich in besonderer Weise auf die Be-
lange von Kindern und Jugendlichen in der Weise aus, dass hiermit der Rahmen für 
die Schulbildung verbessert wird. Eine Mitwirkung aller Bevölkerungsgruppen ist in-
nerhalb des Aufstellungsverfahrens mit einer frühzeitigen und regulären Bürgerbetei-
ligung (gem. § 3 Abs. 1 u. Abs. 2 BauGB) gegeben. 

 

 

2.0 Planinhalt/ Begründung 

 

2.1 Flächen für den Gemeinbedarf/Schule 

Für das Schulzentrum mit der Realschule Vechelde und dem Julius-Spiegelberg-
Gymnasium werden Erweiterungsflächen für einen Sporthallenanbau an eine Schul-
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sporthalle benötigt, die entsprechend ihrer Funktion gem. § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB als 
Flächen für den Gemeinbedarf mit der nähren Zweckbestimmung Schule festgesetzt 
werden. 

Um bauplanungsrechtlich auch zusätzliche Funktionen, wie die allgemeine Nutzung 
durch örtliche Vereine, sicherzustellen, wird die Nutzung zusätzlich zugunsten von 
"sportlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen - Sporthalle" ergänzt. 

Bei der Festlegung der Abgrenzung der Erweiterungsfläche nimmt die Gemeinde Be-
zug auf die Ausmaße des bestehenden Ascheplatz und verlängert diesen in sinnvol-
ler Weise nach Norden und Süden. Diese Abgrenzung erlaubt den Erhalt des unmit-
telbar westlich anschließenden Rasensportplatzes in seinen aktuellen Ausmaßen, 
lässt aber auch einen Spielraum für die Planungen des Landkreises zum Hallenan-
bau sowie für spätere mögliche Erweiterungen des Schulzentrums zu. 

Da aktuell nur der Sporthallenanbau in Rede steht und sich auch der Grundstückser-
werb auf das benötigte Areal beschränken wird, lässt der Bebauungsplan eine hohe 
bauliche Verdichtung zu, der über die Festsetzung einer Grundflächenzahl (GRZ) von 
0,8 bestimmt wird. Besondere Eingriffe für Natur und Landschaft werden hierdurch 
nicht vorbereitet, da das Gebiet durch den Ascheplatz bereits weitestgehend versie-
gelt bzw. teilversiegelt ist. 

Besondere Erfordernisse zur Steuerung der Lage der Hauptanlagen bestehen im 
Wesentlichen nicht, so dass nach Westen, Norden und Osten keine Einschränkungen 
für die Überbaubarkeit im Sinne von 23 BauNVO getroffen werden. Das Grundstück 
wird hier vielmehr mit einer Baugrenze vollständig umfasst. Erforderliche Abstände 
definieren sich hier über die Regelungen der Niedersächsischen Bauordnung 
(NBauO). Lediglich nach Süden ist es sinnvoll die bauliche Entwicklung auf die dorti-
ge Wege- und Sichtbeziehung mit der dort vorhandenen Baumreihe zu begrenzen. 
Entsprechend ist dieser Bereich von Hauptanlagen freizuhalten. 

Die Festsetzung der zulässigen Höhe von Gebäude erfolgt in Analogie zu den beste-
henden Regelungen in den angrenzenden Gemeinbedarfsflächen über die Wahl der 
zulässigen Vollgeschosse. Aus der gewählten Anzahl der Vollgeschosse von III lässt 
sich über ein Normalmaß ein Maximalmaß der Sporthalle bauordnungsrechtlich ablei-
ten. 

Auf die Festsetzung einer Bauweise wird verzichtet, da für ein Schulzentrum, das 
mehrere Schulformen und Funktionen beherbergt, von vornherein davon auszugehen 
ist, dass hier sowohl die Gebäudelängen der offenen Bauweise (o) überschritten 
werden, wie auch mögliche Grenz- oder Gebäudeabstände sinnvoll bis in die ge-
schlossene Bauweise (g) hinein unterschritten werden. 

Seitens des Landkreises Peine besteht ein "Merkblatt der Unteren Abfall-, Boden-
schutz- und Wasserbehörde", das bei Baumaßnahmen zu beachten ist. 

 

2.1 Verkehrliche Belange 

Das Gelände des Schulzentrums ist verkehrlich erschlossen. Veränderungen bezüg-
lich der verkehrlichen Belange bereitet der Bau einer weiteren Schulsporthalle nicht 
vor. 
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2.2 Ver- und Entsorgung 

Die Ver- und Entsorgung des Gebietes ist über die in den Straßenräumen liegenden 
Verbundnetze für Wasser, elektrische Energie, Telekommunikation usw. gegeben. 
Veränderungen oder Ergänzungen von Gebäudeanschlüssen sind privatrechtlich mit 
den Ver- und Entsorgungsgesellschaften abzustimmen. 

Dabei erfolgt die Wasserversorgung durch das vom Wasserverband Peine betriebene 
Trinkwassernetz der Ortschaft Vechelde. Die Abwasserbeseitigung ist über das vom 
Wasserverband Peine betriebene öffentliche Schmutzwasserkanalisationsnetz der 
Ortschaft Vechelde sichergestellt. Das anfallende Schmutzwasser wird der Kläranla-
ge Wahle zugeführt. Zusätzlich anfallendes Niederschlagswasser ist möglichst vor 
Ort zu versickern bzw. über geeignete Regenrückhaltemaßnahmen zeitverzögert dem 
Regenwasserkanal zuzuführen. 

Der Wasserverband gibt den Hinweis, dass entlang der westlichen Grenze des Plan-
gebietes ein Regenwasserkanal (DN 400) verläuft. Gemäß der Allgemeinen Entsor-
gungsbedingungen des Wasserverbandes Peine muss die Kanalisation jederzeit frei 
zugänglich bleiben. Ferner ist sie vor einer Beschädigung zu schützen. Eine Über-
bauung der bestehenden Leitungen auf den Grundstücken ist deshalb nicht möglich.  

Im Bereich bestehender Wasserleitungen ist gem. des DVGW-Regelwerkes W 400-1 
"Technische Regeln Wasserverteilungsanlagen �± Planung Teil 1 Planung" ein Ar-
beits- und Schutzstreifen einzuhalten. Dieser ist von einer zukünftigen Überbauung 
frei zu halten. 

Bei Baumpflanzungen sind die Hinweise des DVGW-Regelwerkes GW 125 u. ATV-H 
162 "Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" und das 
�³�0�H�U�N�E�O�D�W�W���•�E�H�U���%�D�X�P�V�W�D�Q�G�R�U�W�H���X�Q�G���X�Q�W�H�U�L�U�G�L�V�F�K�H���9�H�U- �X�Q�G���(�Q�W�V�R�U�J�X�Q�J�V�D�Q�O�D�J�H�Q�³�� �G�H�U��
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen zu beachten. Durch Baum-
pflanzungen sollte der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung von Ver- und Entsor-
gungsanlagen nicht behindert werden.  

Bei der Verlegung von neuen Ver- und Entsorgungslinien und Leitungen sind zum 
Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen die DIN 18920 und 
die Richtlinien für die Anlage von Straßen, RAS �± LP 4 zu beachten. 

 

2.3 Brandschutz 

Der Löschwasserbedarf wird vom Gemeindebrandmeister festgelegt und fließt in den 
Satzungsbeschluss des Gemeinderates ein.  

Aufgrund der Ausweisung als Fläche für den Gemeinbedarf, der möglichen hohen 
baulichen Verdichtung (Grundflächenzahl 0,8), der möglichen Höhe von Baukörpern 
(lll) und der Sondernutzung Schule und Sport besteht eine mittlere Gefahr der Brand-
ausweitung. Deshalb ist, unter Bezugnahme auf das Arbeitsblatt W 405 des Deut-
schen Vereins des Gas- und Wasserfaches (DVGW), eine Löschwassermenge von 
96 m³/h über eine Zeitdauer von 2 Stunden für alle Schutzobjekte im Baugebiet er-
forderlich. 

Das DVGW-Arbeitsblatt W 405 sieht die Erfassung aller Löschwasserentnahmestel-
len in einem Radius von 300 Meter um mögliche Schutzobjekte vor. Im Rahmen die-
ser Erfassung und beruhend auf Aussagen des Wasserverbandes Peine wird festge-
stellt, dass aus dem Hydrantennetz - sowohl auf der Nordseite (Berliner Straße), als 
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auch auf der Südseite (Kreissportanlage) - nur die Hälfte des erforderlichen Lösch-
wasservolumens bereitgestellt werden kann. 

Die deshalb weiterhin über zwei Stunden erforderlichen 48 m³/Stunde können auf der 
Nordseite weiterhin aus dem Hallenbad entnommen werden. Auf der Südseite ist al-
lerdings eine mindestens 96 m³ fassende Zisterne erforderlich. 

Um im Falle des Ausfalls der Wasserentnahmestelle Hallenbad auch im Bereich der 
Berliner Straße weiterhin auf 96 m³ Löschwasser pro Stunde zugreifen zu können, ist 
die Umfahrbarkeit der Sporthalle sicherzustellen, um die Zisterne auf der Südseite er-
reichen zu können. 

Um auch bei Schneelage die Wasserentnahme aus dem Trinkwassernetz schnell 
und zuverlässig zu ermöglichen, ist im Einfahrtsbereich zur Feuerwehrzufahrt von der 
�%�H�U�O�L�Q�H�U���6�W�U�D�‰�H���D�X�V���H�L�Q���O�H�L�V�W�X�Q�J�V�I�l�K�L�J�H�U���h�E�H�U�À�X�U�K�\�G�U�D�Q�W���]�X���V�H�W�]�H�Q�� 

Aus Sicht des Abwehrenden Brandschutzes sind Feuerwehrzufahrten sowohl von der 
Berliner Straße, als auch zur Südseite der vorgesehenen Sporthalle und Drehleiter-
Stellplätze erforderlich. Diese sind nach den Vorgaben der §§ 1 und 2 (Zuwegung 
und Allgemeine Bewegungsflächen für die Feuerwehr) der Allgemeine Durchfüh-
rungsverordnung zur Niedersächsischen Bauordnung (DVO-NBauO) und gemäß der 
DIN 14090 auszuführen. Die Umfahrbarkeit der Halle mit Großfahrzeugen der Feu-
erwehr ist sicherzustellen. 

Zur Bereitstellung von Feuerlöschwasser aus der öffentlichen Trinkwasserversorgung 
ist der Wasserverband Peine grundsätzlich bereit. Das vorhandene Wasser kann je-
doch nur zu den jeweils herrschenden technischen Bedingungen zur Verfügung ge-
stellt werden. Da die Bemessung einer Inanspruchnahme von Feuerlöschwasser aus 
dem öffentlichen Trinkwasserrohrnetz von der Leistungsfähigkeit des derzeitigen 
Rohrnetzzustandes sowie der jeweiligen Versorgungssituation abhängig ist, kann der 
Verband weder hinsichtlich der Menge noch des Druckes Garantien für ausreichen-
den Brandgrundschutz nach dem DVGW Arbeitsblatt W 405 übernehmen. 

 

 

Umweltbelange 

 

3.1 Natur und Landschaft 

Bestand  

Der Bebauungsplan überplant ein Sportgelände, dass in etwa zur Hälfte durch einen 
Ascheplatz und befestigten Wegen versiegelt ist. Im Norden besteht zudem ein 
Sandsportplatz. Die übrigen Flächen sind intensiv gepflegte Scherrasenflächen. Am 
Süd- und Südostrand grenzt eine Baureihe aus mittelalten Bäumen an. 

Für den Bereich gilt der mit Datum vom 31.10.1975 rechtskräftige Bebauungsplan 
"Bildungsbereich", der hier Grünflächen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB mit der 
Zweckbestimmung Sportplatz festsetzt. 

Eingriffsregelung 

Gem. § 1a Abs. 3 BauGB ist die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich er-
heblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funk-
tionsfähigkeit des Naturhaushalts in der Abwägung gem. § 1 Abs. 7 BauGB durch ei-



B-Plan "Bildungsbereich IV", zugl. 4.Änderung "Bildungsbereich" 

Gemeinde Vechelde, Gemeindeteil Vechelde, Landkreis Peine 

 

 

Dr.-Ing. W. Schwerdt Büro für Stadtplanung GbR Braunschweig 

- 9 - 

ne Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu berücksich-
tigen. In Satz 6 des Absatzes 3 wird ergänzend ausgeführt, dass ein Ausgleich nicht 
erforderlich ist, soweit Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind 
oder zulässig waren (der sog. "Baurechtskompromiss"). Hierauf nimmt § 13a Abs. 2 
Nr. 4 BauGB in der Weise Bezug, dass bei Plänen nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
BauGB Eingriffe im Sinne des vorgenannten Baurechtskompromisses zu werten sind.  

Diese gesetzliche Regelung ist insofern auf den vorliegenden Bebauungsplan zu 
übertragen, zumal naturschutzfachlich bedeutsame Strukturen nicht betroffen sind. 
Die Gemeinde verzichtet insofern auf eine Eingriffsbilanzierung und auf die Festset-
zung von Ausgleichsmaßnahmen für Eingriffe in Natur und Landschaft. 

Vermeidung/ Minimierung 

Die Inanspruchnahme von naturschutzfachlich vorbeeinträchtigten Sportplatzflächen 
innerhalb des geschlossenen Siedlungsbereichs verringert als Maßnahme der Nach-
verdichtung im Sinne von § 1a Abs. 2 BauGB (Bodenschutzklausel) den Verbrauch 
von unbelasteten Außenraumflächen, wie bspw. landwirtschaftlichen Flächen. 

Artenschutz 

Für den geplanten Anbau der Schulsporthalle werden nahezu ausschließlich als 
Ascheplatz versiegelte Flächen beansprucht. Bedeutung für den Artenschutz besitzen 
nahezu ausschließlich die randlich vorhandenen wenigen Einzelbäume, deren Be-
stand von der Planung nicht beeinträchtigt wird. Negative Folgen für den besonderen 
Artenschutz im Sinne von § 44 Abs. 5 BauGB können somit sicher ausgeschlossen 
werden. 

 

3.2 Immissionsschutz 

Konflikte hinsichtlich der Schulnutzung mit den Freizeit- und Vereinssportanlagen 
hinsichtlich von Lärm sind nicht zu besorgen, da sich die Nutzung der angrenzenden 
Vereins- und Freizeitsportanlagen auf die Zeiträume (abends und am Wochenende) 
begrenzt, in der die Schule selber nicht genutzt wird. 

 

3.3 Bodenschutz/ Altlasten 

Altlasten im Planbereich sind der Gemeinde nicht bekannt und im NIBIS-
Informationssystem des Landesamtes für Bergbau und Energie nicht verzeichnet. Der 
Unteren Abfall-, Bodenschutz- und Immissionsschutzbehörde sind nach Stellung-
nahme vom 05.06.2019 nach derzeitigem Stand der Kenntnis ebenfalls keine Altlas-
ten oder schädlichen Bodenveränderungen bekannt. 

Zum Schutz des Bodens vor Verunreinigungen sind die Pflichten zur Gefahrenab-
wehr nach § 4 Abs. 1 BBodSchG und die Vorsorgepflicht nach § 7 BBodSchG zu be-
achten. Hierzu besteht auch ein Merkblatt des Landkreises Peine, das allgemein bei 
Baumaßnahmen zu beachten ist. 

In dem Sinne, dass Mutterboden, der abgetragen wird, gemäß § 202 BauGB vor Ver-
nichtung und Vergeudung zu schützen und einer geeigneten Nutzung zuzuführen ist, 
wird zur Gewährleistung eines vorsorgenden Bodenschutzes die frühzeitige Imple-
mentierung eines Bodenmanagements empfohlen. Ziel eines Bodenmanagements ist 
die weitgehende Minimierung von schädlichen Bodenveränderungen und der mög-
lichst weitgehende Erhalt der natürlichen Bodenfunktionen auf den verbleibenden 
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Freiflächen. Dies beinhaltet unter anderem die Erstellung eines Verwertungskonzep-
tes für die anfallenden Bodenmassen (z. B. Vermeidung von Durchmischung, Ver-
meidung von Erosion bei Zwischenlagerung etc.) sowie eines Umgangskonzeptes für 
die schonende Benutzung des Bodens (z. B. Vermeidung von Bodenverdichtung und 
Zerstörung der Bodenprofile durch geeignete Maßnahmen) während der Erschlie-
ßungstätigkeit.  

 

 

4.0 Flächenbilanz 

Der Bebauungsplan setzt auf rd. 3.380 m² eine Fläche für den Gemeinbedarf mit der 
Zweckbestimmung Schule fest. Der Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 entsprechend 
sind damit Maximalversiegelungen gem. § 19 Abs. 2 BauGB auf rd. 2.700 m² mög-
lich. 

 

 

5.0 Hinweise aus Sicht der Fachplanungen 

- Ver- und Entsorgung 

Nach Angaben der Avacon Netz GmbH, Region West, Salzgitter vom 29.05.2019 be-
findet sich am Nord- und Ostrand außerhalb des Plangeltungsbereichs ein Fernmel-
dekabel mit einem Schutzbereich von 3,00 m, d. h. 1,50 m zu jeder Seite der Kabe-
lachse. Ein Übersichtsplan liegt den Bebauungsplanunterlagen bei. 

Über und unter dem Kabel gilt ein Schutzbereich von 1,00 m. Die Versorgungssicher-
heit bzw. die Funktion des bestehenden Fernmeldekabels hat höchste Bedeutung 
und ist damit in seinem Bestand und Betrieb auch zukünftig konsequent und ohne 
Einschränkungen zu gewährleisten. 

Innerhalb dieses Schutzstreifens dürfen ohne vorherige Abstimmung mit der Gesell-
schaft über dem vorhandenen Geländeniveau nichts aufgeschüttet oder abgestellt 
werden. Es dürfen keine Abgrabungen oder Erdarbeiten vorgenommen und keine 
Pfähle und Pfosten eingebracht werden. Maßnahmen, die den Bestand oder den Be-
trieb der Leitung beeinträchtigen oder gefährden könnten, sind innerhalb des Lei-
tungsschutzstreifens nicht gestattet. Ferner dürfen innerhalb des Leitungsschutzbe-
reiches des Fernmeldekabels keine tiefwurzelnden Bäume und Sträucher angepflanzt 
werden. Falls das Fernmeldekabel gesichert oder umgelegt werden muss, sind die 
Kosten hierfür durch den Verursacher zu tragen sind. Erdarbeiten innerhalb des Lei-
tungsschutzbereiches dürfen nur in vorsichtiger Handschachtung und nur nach Ein-
weisung durch Mitarbeiter der Gesellschaft ausgeführt werden. 

Baugrund 

Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie gibt in seiner Stellungnahme vom 
12.06.2019 aus Sicht des Fachbereiches Bauwirtschaft folgende Hinweise: 

"Im Untergrund des Planungsgebietes können wasserlösliche Gesteine aus der Unter-
kreide anstehen. Bisher ist im Planungsbereich und im Umfeld jedoch kein Schadensfall 
bekannt geworden, der auf Verkarstungserscheinungen (Karbonatkarst) im Untergrund 
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zurückzuführen ist (Erdfallgefährdungskategorie 1 gemäß Erlass des Niedersächsischen 
Sozialministers "Baumaßnahmen in erdfallgefährdeten Gebieten" vom 23.02.1987, AZ. 
305.4 - 24 110/2 -). Bei Bauvorhaben im Planungsgebiet kann daher hinsichtlich der 
Erdfallgefährdung auf konstruktive Sicherungsmaßnahmen verzichtet werden.  

Für die geotechnische Erkundung des Baugrundes sind die allgemeinen Vorgaben der 
DIN EN 1997-1:2014-03 mit den ergänzenden Regelungen der DIN 1054:2010-12 und 
nationalem Anhang DIN EN 1997-1/NA:2010-12 zu beachten. Der Umfang der geotech-
nischen Erkundung ist nach DIN EN 1997-2:2010-10 mit ergänzenden Regelungen DIN 
4020:2010-12 und nationalem Anhang DIN EN 1997-2/NA:2010-12 vorgegeben.  

Vorabinformationen zum Baugrund können dem Internet-Kartenserver des LBEG 
(www.lbeg.niedersachsen.de) entnommen werden." 

Diese Stellungnahme der Behörde ersetzt keine geotechnische Erkundung des Bau-
grundes. 

 

 

6.0 Ablauf des Planaufstellungsverfahrens 

- Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung  

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde im 
Rahmen einer Auslegung vom 04.02.2019 bis einschließlich 08.02.2019 in der Ge-
meinde Vechelde durchgeführt. Anregungen wurden nicht vorgebracht. 

- Öffentliche Auslegung/ Behördenbeteiligung/ Abstimmung mit den Nachba r-
gemeinden  

Zum Planverfahren gemäß § 3 Abs. 2 BauGB hat die öffentliche Auslegung vom 
10.05.2019 bis 11.06.2019 in der Gemeinde Vechelde stattgefunden. Die Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB sowie die Nach-
bargemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB wurden mit Schreiben vom 09.05.2019 be-
nachrichtigt und zur Abgabe einer Stellungnahme innerhalb der Auslegungsfrist gebe-
ten. Es sind Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Belange und von Behörden 
eingegangen. Hierauf erfolgten Ergänzungen in der Begründung zur Beachtung bei 
der Planrealisierung. Die Forderung der Unteren Naturschutzbehörde, Bäume mit ei-
ner Erhaltungsbindung zu versehen, wurde mit Vereis auf den Baurechtskompromiss 
im Sinne von § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB zurückgewiesen. Änderungen an den Plan-
festsetzungen wurden nicht vorgenommen. Seitens der Öffentlichkeit wurden keine 
Stellungnahmen vorgebracht. 

Die im Rahmen der einzelnen Verfahrensschritte vorgetragenen Gesichtspunkte  
wurden zum Gegenstand der Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB gemacht. 

 

 

7.0 Bodenordnende oder sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan die 
Grundlage bildet  

Die öffentlichen Flächen befinden sich im Eigentum der Gemeinde. Bodenordnende 
Maßnahmen werden insofern nicht erforderlich.  
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8.0 Der Gemeinde voraussichtlich entstehende Kosten 

Der Sporthallenanbau wird vom Schulträger, dem Landkreis Peine, finanziert. Der 
Gemeinde entstehen durch die Umsetzung keine Kosten. 

 

 

9.0 Maßnahmen zur Verwirklichung des Bebauungsplans 

Maßnahmen zur Verwirklichung des Bebauungsplans werden nicht erforderlich. 

 

 

10.0 Verfahrensvermerk 

Die Begründung zum Bebauungsplan hat mit dem dazugehörigen Beiplan gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB von 10.05.2019 bis zum 11.06.2019 öffentlich ausgelegen. 

Sie wurde in der Sitzung am 01.07.2019 durch den Rat der Gemeinde Vechelde unter 
Berücksichtigung und Einschluss der Stellungnahmen zu den Bauleitplanverfahren 
beschlossen. 

 

Vechelde, den 19. Aug. 2019 

 

 

gez. Werner Siegel 

(Bürgermeister) Werner 
 Bürgermeister 
 


